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Beschluss
Annahme in der Fassung der Antragskommission

Unbürokratischer Schutz für russische Dissident:innen

Berlin entwickelt sich zunehmend zu einem Hotspot für russische Oppositionelle, die ganze Strukturen wie Redaktionen oder

Studienprogramme nach Deutschland umziehen wollen. Eine mittlere sechsstellige Anzahl von russischen Bürger:innen hat

nach dem Krieg ihrem Land den Rücken gekehrt und sucht nun nach neuen sicheren Häfen für ihr Leben und Arbeiten. In

den allermeisten Fällen sind es politisch denkende, engagierte, europäischenWerten verbundene Menschen, denen auch das

Schicksal ihres Heimatlandes alles andere als egal ist. Sie pflegen weiterhin Beziehungen in die russische Gesellschaft hinein

und können als Brückenköpfe für eine neue transnationale europäische Politik agieren, die ihren Verbündeten - Individuen

wie gesellschaftlichen Organisationen - helfen muss, weitere Teile der russischen Gesellschaft zu mobilisieren.

DieseMenschen sind oft spontan und ohne großeVorbereitungen ausgereist und befinden sich aufgrund derwestlichen Sank-

tionen und auch unternehmerischen Entscheidung einiger Konzerne, russische Kund:innen von ihren Dienstleistungen auszu-

schließen.

 

Deswegen fordern wir:

• die SPD-Bundestagsfraktion sowie die Mitglieder der Bundesregierung auf, sich für ein signifikantes und langfristig an-

gelegtes Visum-Programmeinzusetzen, das eine lebenspraktische Perspektive (inkl. Aufenthaltsrecht auf der Grundlage

Realistischer Einkommensgrenzen undmit Zugang zumArbeitsmarkt) für Dissident:innen (Journalist:innen, Aktivist:in-

nen,Wissenschaftler:innen aus Russland schafft

• Das Programm sollte sich an vorhergehenden Programmen dieser Art fur Dissident:innen aus Staaten wie China, Nord-

korea und Afghanistan orientieren.

• Einen unbürokratischenWeg für die Umwidmung bestehender und auslaufender Schengen-Visa in langfristige Aufent-

haltsgenehmigungen zu ermöglich

• Darauf hinzuwirken, dass Inhaber:innen solcher Visa von finanzrechtlichen Sanktionen gegen russische Bürger:innen

ausgenommen werden, umwieder an ihr Geld kommen zu können.

• Das Bundesministerium des Innern zu beauftragen, die für die Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen notwendige

Sicherheitsüberprüfung so zu gestalten, dass diese auch noch nach Erteilung von provisorischen Visa erfolgen kannmit

Option auf Entzug beim Auftreten relevanter Anhaltspunkte

• dies beinhaltet auch den Aufwuchs von Fahigkeiten fur die schnelle und grundliche Sicherheitsuberprufung in den zu-

standigen Behorden.

• Einrichtung einer zentralisierenOmbudsstelle imAuswärtigenAmt / imBüro des Koordinators für zivilgesellschaftlichen

Beziehungen zu Ru / ÖP für Koordination der Ersuchen seitens gefährdeter / dissidentischen Russ:innen

• In Kooperation mit anderen europäischen Ländern auch zukünftig flexible Aufnahmeprogramme vorbereiten, die im

Falle ansteigender Repressionen in Russland aktiviert werden können

Überweisen an
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